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A. Zielsetzung 

Aus Gründen der Ressourcenschonung und des Klimaschutzes soll 
der Anteil der erneuerbaren Energien an der Energieversorgung 
stärker ausgeweitet werden. Hierzu bedarf es deutlich verbesser-
ter Rahmenbedingungen für die Einspeisung von Strom aus erneu-
erbaren Energien in das öffentliche Netz. 

B. Lösung 

Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen werden gesetzlich ver-
pflichtet, den in ihrem Versorgungsgebiet erzeugten Strom aus 
erneuerbaren Energien abzunehmen und zu Mindestpreisen zu 
vergüten. 

C. Alternativen 

Staatliches Subventionsprogramm für erneuerbare Energien zur 
Stromerzeugung. 

D. Kosten 

Bund und Ländern entstehen keine Kosten. Die Mehrkosten für die 
öffentliche Stromwirtschaft dürften im Durchschnitt derzeit bei 
weniger als 0,1 vom Hundert ihrer Stromerlöse liegen und deshalb 
die Strompreise nicht fühlbar beeinflussen. 
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Entwurf eines Gesetzes über die Einspeisung von Strom aus erneuerbaren 
Energien in das öffentliche Netz (Stromeinspeisungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

§1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz regelt die Abnahme und die Vergü-
tung von Strom, der ausschließlich aus Wasserkraft, 
Windkraft, Sonnenenergie, Deponiegas, Klärgas oder 
aus Produkten oder biologischen Rest- und Abfallstof-
fen der Land- und Forstwirtschaft gewonnen wird, 
durch öffentliche Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men. Nicht erfaßt wird Strom 
1. aus Wasserkraftwerken, Deponiegas- oder Klär-

gasanlagen mit einer installierten Generatorlei-
stung über 5 Megawatt sowie 

2. aus Anlagen, die zu über 25 vom Hundert der Bun-
desrepublik Deutschland, einem Bundesland, öf-
fentlichen Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
oder Unternehmen gehören, die mit ihnen im Sinne 
des § 15 des Aktiengesetzes verbunden sind, es sei 
denn, daß aus diesen Anlagen nicht in ein Versor-
gungsgebiet dieser Unternehmen eingespeist wer-
den kann. 

§2 

Abnahmepflicht 

Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen sind ver-
pflichtet, den in ihrem Versorgungsgebiet erzeugten 
Strom aus erneuerbaren Energien abzunehmen und 
den eingespeisten Strom nach § 3 zu vergüten. 

§3 

Höhe der Vergütung 

(1) Die Vergütung beträgt für Strom aus Wasser-
kraft, Deponiegas und Klärgas sowie aus Produkten 
oder biologischen Rest- und Abfallstoffen der Land- 

und Forstwirtschaft mindestens 75 vom Hundert des 
Durchschnittserlöses je Kilowattstunde aus der Strom-
abgabe von Elektrizitätsversorgungsunternehmen an 
alle Letztverbraucher. Bei einem Wasserkraftwerk, ei-
ner Deponiegas- oder einer Klärgasanlage mit einer 
Leistung über 500 Kilowatt gilt dies nur für den Teil 
des eingespeisten Stroms des jeweiligen Abrech-
nungsjahres, der dem Verhältnis von 500 Kilowatt zur 
Leistung der Anlage in Kilowatt entspricht; dabei be-
mißt sich die Leistung nach dem Jahresmittel der in 
den einzelnen Monaten gemessenen höchsten elektri-
schen Wirkleistung. Der Preis für den sonstigen Strom 
beträgt mindestens 65 vom Hundert des Durch-
schnittserlöses nach Satz 1. 

(2) Für Strom aus Sonnenenergie und Windkraft be-
trägt die Vergütung mindestens 90 vom Hundert des in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Durchschnittserlöses. 

(3) Der nach Absatz 1 und 2 maßgebliche Durch-
schnittserlös ist der in der amtlichen Statistik des Bun-
des jeweils für das vorletzte Kalenderjahr veröffent-
lichte Wert ohne Ausgleichsabgabe nach dem Dritten 
Verstromungsgesetz und Umsatzsteuer in Pfennigen 
pro Kilowattstunde. Bei der Berechnung der Vergü-
tung nach Absatz 1 und 2 ist auf zwei Stellen hinter 
dem Komma zu runden. 

§4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. 

Bonn, den 7. September 1990 
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Begründung 

Allgemeines 

1. Aus Gründen der Ressourcenschonung und des 
Klimaschutzes soll der Anteil der erneuerbaren 
Energien an der Energieversorgung stärker ausge-
weitet werden, auch wenn ihr möglicher Versor-
gungsbeitrag bei uns auf absehbare Zeit begrenzt 
bleiben wird. Dazu soll die Vergütung für die Ein-
speisung von Strom aus diesen Quellen in das öf-
fentliche Netz deutlich verbessert werden. Diese 
Maßnahme ist Teil des Gesamtprogramms zugun-
sten der erneuerbaren Energien. 

2. Die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
außerhalb der öffentlichen Elektrizitätswirtschaft 
muß mit der Stromerzeugung in deren Kraftwerken 
konkurrieren. Ein wichtiges Element für ihre Wirt-
schaftlichkeit ist die Vergütung, die für die Einspei-
sung von Strom in das öffentliche Netz gezahlt 
wird. Bisher wird die Höhe dieser Vergütung auf 
privatwirtschaftlicher Basis (Anwendung der Ver-
bändevereinbarung zwischen öffentlicher und in-
dustrieller Elektrizitätswirtschaft) ermittelt. In die-
sem Rahmen ist es das Ziel, den eingespeisten 
Strom seinem vollen wirtschaftlichen Wert entspre-
chend zu vergüten. Obwohl hier — unter Mitwir-
kung des Bundesministeriums für Wirtschaft — 
wesentliche Verbesserungen erreicht werden 
konnten, sind die danach erzielbaren Vergütungen 
zu niedrig, um im energie- und umweltpolitisch 
erwünschten Umfang neue Anlaen anzuregen so-
wie den Ausbau und Weiterbetrieb laufender Anla-
gen zu sichern. 

Wegen der energie- und umweltpolitischen Bedeu-
tung dieser Anlagen ist es deshalb geboten, die 
Einspeisevergütung über die bei den Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen auch längerfristig ver-
miedenen Kosten hinaus zu erhöhen. Hierdurch 
wird der Bau und Betrieb neuer Anlagen erleich-
tert. Bei bestehenden Anlagen sollen insbesondere 
Stillegungen auch für den Fall vermieden werden, 
daß größere Erhaltungs- oder Erneuerungsinvesti-
tionen anfallen. 

3. Entsprechend der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 20. Juni 1990 ist eine gesetzliche 
Mindestvergütung vorgesehen, die 75 bzw. 90 vom 
Hundert der Erlöse der Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen aus Lieferungen an Letztverbraucher 
entspricht. Bezogen auf den Durchschnittserlös der 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen aus der 
Stromabgabe an Letztverbraucher von 18,55 Pfen-
nig/kWh in 1988 ergibt sich damit eine Mindestver-
gütung von 13,91 bzw. 16,70 Pfennig/kWh. Eine 
Mindestvergütung dieser Größenordnung ist 
— auch aus kartellrechtlichen Gründen — durch 
Verbändevereinbarung nicht erreichbar. 

4. Durch das Gesetz werden zunächst über 4 000 be-
reits laufende Anlagen auf der Basis erneuerbarer 
Energien mit einer elektrischen Leistung von rund 
470 MW außerhalb der öffentlichen Elektrizitäts-
wirtschaft begünstigt (Größenordnung ohne Neu-
bau und Sanierung zunächst rd. 50 Mio. DM pro 
Jahr). Deren Einspeisung ins öffentliche Netz 
dürfte bei gut 1 Mrd kWh liegen. Dies entspricht 
rund 0,25 vom Hundert der Stromerzeugung. 

Diese Zahlen sind in ihrer Größenordnung im we-
sentlichen Ergebnis des erreichten Ausbaustandes 
bei der Wasserkraft. 

Die vorgesehene Verbesserung der Einspeisever-
gütung kommt den kleineren Wasserkraftwerken 
jährlich mit zusätzlich über 40 Mio. DM, den Wind-
kraftwerken mit rd. 220 000 DM und den Solaran-
lagen mit rd. 10 000 DM pro Jahr zugute, bezogen 
jeweils auf die derzeit bereits laufenden Anla-
gen. 

Für Anlagen zur Verwertung von Deponiegas und 
Klärgas sowie von Produkten und biologischen 
Rest- und Abfallstoffen der Land- und Forstwirt-
schaft wird sich die Einspeisevergütung gleichfalls 
wesentlich verbessern (Größenordnung 7 Mio. 
DM). 

Exakte Vorhersagen darüber, in welchem Ausmaß 
in den nächsten Jahren die Einspeisung von Strom 
aus erneuerbaren Energien ins öffentliche Netz 
aufgrund der verbesserten Einspeisevergütung 
und sonstiger öffentlicher Hilfen gesteigert werden 
kann, sind nicht möglich. Auch die vorliegenden 
Schätzungen gehen weit auseinander. Die z. T. für 
möglich gehaltene Verdoppelung der Einspeisung 
würde — bezogen auf die heutigen Verhältnisse — 
zu einem Anstieg der zusätzlichen Kosten für die 
öffentliche Stromversorgung auf etwa 100 Mio. DM 
führen. 

5. Um den Verwaltungsaufwand vor allem bei den 
Einspeisern mit kleineren Anlagen, aber auch bei 
den aufnehmenden Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen zu begrenzen, ist eine bundeseinheitliche 
Mindestvergütung vorgesehen, bei der auf eine 
Kostenprüfung oder Wirtschaftlichkeitskontrolle 
im Einzelfall verzichtet wird. Daraus können sich 
vor allem bei größeren Anlagen, die bereits abge-
schrieben sind, Mitnahmeeffekte ergeben — insbe-
sondere, wenn keine größeren Investitionen not-
wendig sind oder notwendige Investitionen unter-
bleiben bzw. zeitlich hinausgeschoben werden. 
Auf die Bindung der gesetzlichen Mindestvergü-
tung an den Nachweis entsprechender Kosten wird 
jedoch gleichwohl verzichtet, weil sonst ein erheb-
licher Verwaltungsaufwand, verbunden mit be-
trächtlichen Abgrenzungs- und Nachweisschwie-
rigkeiten, unvermeidlich wäre. Dabei spielt die Er-
wartung eine Rolle, daß insbesondere bei den grö- 
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ßeren begünstigten Wasserkraftwerken nach An-
gaben der entsprechenden Verbände angesichts 
ihrer Altersstruktur in großem Umfange Sanierun-
gen und sonstige Investitionen für die Sicherung 
des längerfristigen Weiterbetriebs notwendig sind, 
die bei dem bisherigen Vergütungsniveau zurück-
gestellt worden sind. Genaue amtliche Unterlagen 
liegen allerdings insoweit nicht vor. 

Bei der Bewertung der Erfahrungen dieses Geset-
zes wird daher insbesondere darauf zu achten sein, 
inwieweit neben neuen Anlagen auch Investitio-
nen zum Ausbau und zur Sanierung bestehender 
Anlagen angeregt und Stillegungen von Anlagen 
aus Kostengründen vermieden worden sind. 

6. Durch das Gesetz werden die Haushalte von Bund 
und Ländern nicht belastet. Die entstehenden 
Mehrkosten von zunächst rd. 50 Mio. DM/a für die 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen betragen 
etwa 0,1 vom Hundert ihrer Erlöse aus Stromliefe-
rungen an Letztverbraucher, so daß es keine spür-
baren Auswirkungen auf den Strompreis geben 
dürfte. Dies dürfte auch bei Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen gelten, in deren Versorgungs-
gebiet insbesondere zahlreiche kleine Wasser-
kräfte konzentriert sind. Mit Auswirkungen auf das 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreis-
niveau ist daher nicht zu rechnen. 

7. Die Einführung einer gesetzlichen Mindesvergü-
tung für Strom bedeutet, daß von dem Grundsatz 
der freien Preisbildung mit kartellrechtlicher Miß-
brauchsaufsicht und dem Prinzip der vermiedenen 
Kosten abgewichen wird. Eine solche Maßnahme 
muß in einer marktwirtschaftlichen Ordnung die 
absolute Ausnahme bleiben. Sie ist im vorgesehe-
nen Umfang vertretbar und richtig wegen des ener-
gie- und umweltpolitischen Stellenwertes der er-
neuerbaren Energien und weil es sich um klar ab-
gegrenzte und überschaubare Tatbestände han-
delt, bei denen sich die Auswirkungen auf die ver-
pflichteten Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
im Rahmen des Zumutbaren halten. Dies schließt 
die Ausdehnung der vorgesehenen gesetzlichen 
Regelungen auf die Karft-Wärme-Kopplung mit ih-
rer wesentlich höheren Einspeisung aus. 

8. Der Bundesminister für Wirtschaft wird die Auswir-
kungen des Gesetzes sorgfältig beobachten und 
dem Deutschen Bundestag spätestens Anfang 1995 
über die Erfahrungen berichten. 

9. Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung des Bun-
desrates. Das Vorhaben ist der EG-Kommission ge-
mäß Artikel 93 Abs. 3 EWG-Vertrag zur Prüfung 
unter Beihilfeaspekten mitgeteilt worden. 

Im einzelnen 

Zu §1 

§ 1 regelt den Anwendungsbereich des Gesetzes. Es 
gilt nur für Strom, der nachweislich ausschließlich aus 
Wasserkraft, Windkraft, Sonnenenergie, Deponie- 
und Klärgas sowie aus Produkten und biologischen 
Rest- und Abfallstoffen der Land- und Forstwirtschaft 

erzeugt wird. Soweit sich die Wirtschaftlichkeit von 
Kraftanlagen mit zunehmender Größe in der Regel 
spürbar verbessert, beschränkt sich der Gesetzent-
wurf auf Anlagen bis zu einer Leistung von 5 MW. 

Generell vom Anwendungsbereich des Gesetzes nicht 
erfaßt sind Anlagen, die zu mehr als 25 vom Hundert 
öffentlichen Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
gehören. Diese Unternehmen können ihre Kosten für 
erneuerbare Energien in den Strompreisen weiterge-
ben. Im Bereich der Preisaufsicht (Tarifabnehmer) ist 
dies durch § 11 Abs. 1 Satz 3 und 4 der Bundestarif-
ordnung Elektrizität sogar ausdrücklich festgelegt. 

Dagegen sind auch Anlagen eines öffentlichen Elek-
trizitätsversorgungsunternehmens begünstigt, wenn 
sie räumlich von seinem Versorgungsgebet eindeutig 
getrennt sind, nicht seiner Versorgung dienen und die 
Kosten dieser Anlagen daher nicht als Kostenbestand-
teil in seine Preise eingehen. 

Ebenfalls nicht erfaßt sind Anlagen, die zu mehr als 
25 vom Hundert der Bundesrepublik Deutschland 
oder einem ihrer Länder gehören. Dabei handelt es 
sich um Wasserkraftwerke, die im Zusammenhang 
mit Flußregulierungen und Kanalbauten errichtet 
worden sind und deren Weiterbetrieb bzw. Ausbau 
auch so gesichert erscheint. 

Zu §2 

§ 2 enthält eine Abnahmepflicht der Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen für Strom aus erneuerbaren 
Energiequellen. Verpflichtet ist das Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen, in dessen Versorgungsgebiet 
der Strom erzeugt wird. Die Abnahmepflicht setzt auf 
seiten des Einspeisers die Einhaltung der jeweils gül-
tigen Bestimmungen und Vorschriften voraus, durch 
die ein störungsfreier Parallelbetrieb ohne negative 
Rückwirkungen auf das öffentliche Netz oder Dritte 
gewährleistet werden soll; die Elektrizitätswirtschaft 
hat zugesagt, sich in diesem Rahmen im Intresse einer 
Steigerung der Einspeisung von Strom aus erneuerba-
ren Energien gemeinsam mit dem jeweiligen Einspei-
ser um besonders kostengünstige Lösungen zu bemü-
hen. Die geltend gemachten Kosten sind daher nach-
zuweisen. 

Die Abnahmepflicht bezieht sich nur auf den nach-
weislich ausschließlich aus erneuerbaren Energien er-
zeugten Strom. Diese Voraussetzung ist z. B. nicht 
gegeben, wenn ein Anlagenbetreiber in Niedertarif

- zeiten zunächst Strom günstig bezieht und dann sofort 
wieder in das öffentliche Netz zu den höheren Vergü-
tungssätzen nach diesem Gesetz einspeist. Das gleiche 
gilt, wenn Wasser nachts mit preisgünstigem Nacht-
strom in den Oberlauf zurückgepumpt und am Tage 
erneut durch die Turbinen geleitet wird. Zur Minde-
rung von Mißbrauchsmöglichkeiten sollten für Hoch-
und Niedertarifzeiten einheitliche Regelungen hin-
sichtlich einer Voll- oder Überschußeinspeisung fest-
gelegt werden. 

Eine Abnahmepflicht war bisher nicht ausdrücklich 
gesetzlich geregelt. Im Rahmen der Verbändeverein-
barung zur stromwirtschaftlichen Zusammenarbeit 
hatten sich die Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
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allerdings verpflichtet, jeden Strom in das öffentliche 
Netz aufzunehmen ;  der auf der Basis erneuerbarer 
Energien erzeugt worden ist. Die Probleme lagen bei 
der Höhe der Vergütung. Wird nunmehr eine höhere 
Vergütung gesetzlich vorgeschrieben, ist nicht mehr 
sichergestellt, daß die Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen Strom zu diesen erhöhten Preisen freiwillig in 
ihr Netz aufnehmen. Um die höhere Vergütung nicht 
leerlaufen zu lassen, ist deshalb eine Abnahmever-
pflichtung zusätzlich erforderlich. 

Zu § 3 

§ 3 regelt die Höhe der Vergütung, die die Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen für den Strom zu zahlen 
haben, den sie nach § 2 in ihr Netz aufnehmen müs-
sen. 

Die Höhe der Vergütung leitet sich von der Höhe der 
Erlöse ab, die die Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men aus der Stromabgabe an Letztverbraucher pro 
Kilowattstunde im Bundesdurchschnitt erzielen. Um 
hier einen eindeutigen Wert zugrundelegen zu kön-
nen, wird auf den in der amtlichen Statistik des Bun-
des für das vorletzte Kalenderjahr ermittelten Wert 
abgestellt. Die Ausgleichsabgabe nach dem Dritten 
Verstromungsgesetz und die Umsatzsteuer werden 
dabei nicht berücksichtigt, weil diese Beträge von 
den Elektrizitätsversorgungsunternehmen abzufüh-
ren sind, ihnen also nicht verbleiben. 

Von dem so ermittelten Wert beträgt die Vergütung 
für Strom aus Wasserkraft, aus Deponiegas und Klär-
gas sowie aus Produkten und biologischen Rest- und 
Abfallstoffen der Land- und Forstwirtschaft minde-
stens 75 vom Hundert, sonst — also für Sonnenenergie 
und Windkraft — mindestens 90 vom Hundert dieses 
Wertes. Hierdurch wird dem Unterschied in der För-
derbedürftigkeit der Anlagetypen soweit im Rah-
men einer gesetzlichen Mindestvergütung möglich — 
pauschalierend Rechnung getragen. 

Bei der Wasserkraft sowie bei Deponie- und Klärgas 
besteht der Anspruch auf die gesetzliche Mindestver-
gütung nur bei Anlagen bis 500 kW für den insgesamt 
eingespeisten Strom. Bei noch größeren Anlagen bis 
5 MW wird nur die anteilige Menge des eingespeisten 
Stroms begünstigt, also z. B. bei 750 kW zwei Drittel, 
bei 1 MW 50 vom Hundert oder bei 2,5 MW 20 vom 
Hundert der eingespeisten Gesamtmenge. Im übrigen 
beträgt die Vergütung mindestens 65 vom Hundert 
der Durchschnittserlöse. 

Die Grenze von 500 kW entspricht der bisher einzigen 
staatlichen Preisregelung in diesem Bereich, nämlich 
der Bayerischen Anordnung Nr. By 2/52. Damit wird 
berücksichtigt, daß sich die Wirtschaftlichkeit bei der 
Nutzung der Wasserkraft mit der Größe der Anlage 
grundsätzlich verbessert. Förderungsbedürftig sind 
daher im Regelfall vor allem die kleineren Anlagen. 
Auch bei Anlagen zur Nutzung von Deponie- und 
Klärgas verbessert sich die Wirtschaftlichkeit in der 
Regel mit der Größe der Anlage deutlich. 

Die vorgesehene Regelung vermeidet die abrupte Be-
grenzung der Förderung auf Anlagen bis 500 kW. 
Vielmehr werden auch alle Anlagen bis 5 MW  begün-
stigt, wobei allerdings das Ausmaß der Förderung ent-
sprechend der Größe der Anlage abnimmt. Damit 
wird zugleich die Gefahr von Mitnahmeeffekten ein-
gegrenzt; außerdem wird vermieden, daß es für ein-
zelne Elektrizitätsversorgungsunternehmen zu einem 
besonders starken Kostenanstieg kommt. 

Zu § 4 

§ 4 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 5 

§ 5 regelt das Inkrafttreten. 








